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lungs- und Finanzinstitutionen, insbesondere den Bretton-Woods-Institutionen, und den nichtstaatlichen Or-
ganisationen zur Kenntnis zu bringen;

44. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten
Tagung einen Bericht und dem Menschenrechtsrat einen Zwischenbericht über die Durchführung dieser Re-
solution vorzulegen, in denen insbesondere ausgeführt wird, welche Anstrengungen auf nationaler, regiona-
ler und internationaler Ebene zur Förderung und Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung unternommen
werden, und bittet die Vorsitzende/Berichterstatterin der Arbeitsgruppe, der Versammlung auf ihrer achtund-
sechzigsten Tagung mündlich Bericht zu erstatten und einen interaktiven Dialog mit ihr zu führen.

RESOLUTION 67/172

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 20. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/457/Add.2 und Corr.1, Ziff. 137)445.

67/172. Schutz von Migranten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über den Schutz von Migranten, zuletzt Resolution
66/172 vom 19. Dezember 2011, ihre Resolution 66/128 vom 19. Dezember 2011 über Gewalt gegen Wan-
derarbeitnehmerinnen sowie die Resolution 20/3 des Menschenrechtsrats vom 5. Juli 2012446,

in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte447, in der verkündet wird, dass alle
Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und ohne Unterschied, insbesondere nach Ras-
se, Hautfarbe oder nationaler Herkunft, Anspruch auf alle darin verkündeten Rechte und Freiheiten haben,

sowie bekräftigend, dass jeder das Recht hat, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen
Aufenthaltsort frei zu wählen und jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land
zurückzukehren,

unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte448 und den Interna-
tionalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte448, das Übereinkommen gegen Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe449, das Übereinkommen zur Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau450, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes451,
das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung452, das Überein-
kommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen453, das Wiener Übereinkommen über konsulari-
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sche Beziehungen454 und die Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer
und ihrer Familienangehörigen455,

in der Erkenntnis, dass die Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer
und ihrer Familienangehörigen einen maßgeblichen Beitrag zum internationalen System für den Schutz der
Migranten leistet,

unter Hinweis auf das Ergebnisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Ent-
wicklung mit dem Titel „Die Zukunft, die wir 01.2(c.Dli)1.4en“n465
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nernd, der am 14. und 15. September 2006 in New York abgehalten wurde, um die vielgestaltigen Aspekte
der internationalen Migration und Entwicklung zu erörtern, und bei dem unter anderem der Zusammenhang
zwischen der internationalen Migration, der Entwicklung und den Menschenrechten anerkannt wurde,

feststellend, dass die am 21. und 22. November 2012 in Port Louis abgehaltene sechste Tagung des Glo-
balen Forums über Migration und Entwicklung die Ergebnisse verschiedener Vorbereitungstreffen zusam-
menführte und sich vor allem mit dem übergreifenden Thema „Stärkung der Entwicklung von Migranten und
ihres Beitrags zur Entwicklung von Gemeinschaften und Staaten“ befasste, um zur Förderung der internatio-
nalen Zusammenarbeit der Staaten untereinander sowie 
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in Anerkennung der Beiträge junger Migranten für die Herkunfts- und Zielländer und in diesem Zusam-
menhang den Staaten nahelegend, die besonderen Umstände und Bedürfnisse junger Migranten zu berück-
sichtigen,

besorgt über die hohe und weiter zunehmende Zahl von Migranten, insbesondere Frauen und Kindern,
die sich mit dem Versuch, internationale Grenzen ohne die erforderlichen Reisedokumente zu überschreiten,
in eine Lage bringen, die sie verwundbar macht, und die Verpflichtung der Staaten anerkennend, die Men-
schenrechte dieser Migranten zu achten,

betonend, dass die Bestrafung und die Behandlung irregulärer Migranten dem von ihnen begangenen
Verstoß angemessen sein sollen,

anerkennend, wie wichtig es ist, im Hinblick auf die internationale Migration einen umfassenden und
ausgewogenen Ansatz zu verfolgen, und eingedenk dessen, dass Migration das wirtschaftliche, politische,
soziale und kulturelle Gefüge von Staaten und die zwischen einigen Regionen bestehenden historischen und
kulturellen Bindungen bereichert,

sowie in Anerkennung der Verpflichtungen der Herkunfts-, Transit- und Zielländer nach den internatio-
nalen Menschenrechtsnormen,

unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Staaten in Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisa-
tionen und sonstigen maßgeblichen Akteuren Kampagnen durchführen, die über Möglichkeiten, Beschrän-
kungen, Risiken und Rechte im Falle der Migration aufklären sollen, damit jeder sachlich fundierte Entschei-
dungen treffen kann und niemand gefährliche Mittel zur Überschreitung internationaler Grenzen benutzt,

1. fordert die Staaten auf, die Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Migranten, ungeachtet ihres
Migrationsstatus, insbesondere diejenigen der Frauen und Kinder, wirksam zu fördern und zu schützen und
die Frage der internationalen Migration im Wege der Zusammenarbeit und des Dialogs auf internationaler,
regionaler oder bilateraler Ebene und mittels eines umfassenden und ausgewogenen Ansatzes anzugehen und
dabei die Rolle und die Verantwortlichkeiten der Herkunfts-, Transit- und Zielländer bei der Förderung und
dem Schutz der Menschenrechte aller Migranten anzuerkennen und Ansätze zu vermeiden, die die Verwund-
barkeit von Migranten verschlimmern könnten;

2. äußert sich besorgt über die Auswirkungen von Finanz- und Wirtschaftskrisen auf die internatio-
nale Migration und die Migranten und fordert die Regierungen in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf,
die ungerechte und diskriminierende Behandlung von Migranten, insbesondere Arbeitsmigranten und ihren
Familienangehörigen, zu bekämpfen;

3. bekräftigt die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte447 verankerten Rechte und die
Pflichten der Staaten nach den Internationalen Menschenrechtspakten448 und

a) verurteilt in dieser Hinsicht nachdrücklich die gegen Migranten gerichteten Akte, Bekundungen
und Äußerungen von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz sowie die häufig auf sie angewandten Klischees, unter anderem aufgrund der Religion oder
der Weltanschauung, und fordert die Staaten nachdrücklich auf, wenn es zu fremdenfeindlichen oder intole-
ranten Akten, Bekundungen oder Äußerungen gegen Migranten kommt, die bestehenden Gesetze anzuwen-
den und erforderlichenfalls zu verschärfen, um der Straflosigkeit für diejenigen, die solche Akte begehen, ein
Ende zu setzen;

b) bekundet ihre Besorgnis über die von einigen Staaten erlassenen Rechtsvorschriften, aus denen
sich Maßnahmen und Praktiken ergeben, die die Menschenrechte und Grundfreiheiten von Migranten ein-
schränken können, und bekräftigt, dass die Staaten bei der Ausübung ihres souveränen Rechts, migrationspo-
litische und grenzsichernde Maßnahmen zu erlassen und durchzuführen, gehalten sind, ihren Verpflichtun-
gen nach dem Völkerrecht, einschließlich der internationalen Menschenrechtsnormen, nachzukommen, um
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d) fordert die Staaten, die die In
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i) legt allen Staaten nahe, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften und Vereinbarungen
rechtswidrige Hindernisse, die dem sicheren, transparenten, uneingeschränkten und zügigen Transfer von
Überweisungen, Einkünften, Vermögenswerten und Ruhestandsgeldern von Migranten in ihr Herkunfts-
oder ein Drittland im Wege stehen könnten, zu beseitigen und gegebenenfalls Maßnahmen zur Lösung der
sonstigen Probleme zu erwägen, die solche Transfers möglicherweise behindern;

j) weist darauf hin, dass in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte anerkannt wird, dass je-
der Mensch Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten ge-
gen Handlungen hat, durch die seine ihm zustehenden Grundrechte verletzt werden;

5. betont, wie wichtig es ist, Menschen in Situationen, die sie verwundbar machen, zu schützen, und

a) äußert sich in dieser Hinsicht besorgt über die vermehrten Aktivitäten grenzüberschreitender und
nationaler Gruppierungen der organisierten Kriminalität und anderer, die ohne Rücksicht auf gefährliche und
unmenschliche Bedingungen, unter flagranter Verletzung des nationalen Rechts und des Völkerrechts und
unter Verstoß gegen internationale Normen von Verbrechen an Migranten, insbesondere an Frauen und Kin-
dern, profitieren;

b) äußert sich außerdem besorgt über das hohe Maß an Straflosigkeit, das Menschenhändler und ihre
Komplizen sowie andere Angehörige von Gruppierungen der organisierten Kriminalität genießen, und in die-
sem Zusammenhang über die Verweigerung von Recht und Gerechtigkeit für Migranten, die Opfer von
Rechtsverletzungen sind;

c) begrüßt die Einwanderungsprogramme einiger Länder, die Migranten die volle Integration in das
Aufnahmeland ermöglichen, die Familienzusammenführung erleichtern und ein harmonisches, tolerantes
und respektvolles Umfeld fördern, und legt den Staaten nahe, die Möglichkeit zu erwägen, derartige Pro-
gramme zu beschließen;

d) fordert die Staaten, die bislang noch nicht für den Schutz der Menschenrechte von Wanderarbeit-
nehmerinnen sorgen, auf, dies zu tun, faire Arbeitsbedingungen zu fördern und sicherzustellen, dass alle
Frauen, einschließlich der im Pflegebereich tätigen, rechtlichen Schutz vor Gewalt und Ausbeutung genie-
ßen;

e) legt den Staaten nahe, geschlechtersensible Politiken und Programme für Wanderarbeitnehmerin-
nen durchzuführen, sichere und rechtmäßige Wege zur Anerkennung ihrer Fertigkeiten und ihrer Ausbildung
zu gewährleisten und ihre produktive Beschäftigung, menschenwürdige Arbeit und Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt zu erleichtern, namentlich auf dem Gebiet der Bildung sowie der Wissenschaft und Technologie;

f) legt allen Staaten nahe, Politiken und Programme zur internationalen Migration auszuarbeiten, die
die geschlechtsspezifische Dimension berücksichtigen, damit die erforderlichen Maßnahmen zum besseren
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k) fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität463 und der dazugehörigen Protokolle, nämlich des Zusatzprotokolls ge-
gen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg464 und des Zusatzprotokolls zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels465,
nachdrücklich auf, sie voll umzusetzen, und fordert die Staaten, die diese Übereinkünfte noch nicht ratifiziert
haben oder ihnen noch nicht beigetreten sind, auf, dies mit Vorrang zu erwägen;

6. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Studie des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte über Herausforderungen und bewährte Verfahren bei der Anwendung des in-
ternationalen Rahmens für den Schutz der Rechte des Kindes im Kontext der Migration466 und bittet die Staa-
ten, bei der Konzeption und Durchführung ihrer Migrationspolitik die Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen der Studie zu berücksichtigen;

7. legt den Staaten nahe, die Opfer nationaler und grenzüberschreitender organisierter Kriminalität,
einschließlich Entführungen, Menschenhandel und in manchen Fällen Schleusung, zu schützen, indem sie
gegebenenfalls Programme und Politiken durchführen, die ihren Schutz und ihren Zugang zu medizinischer,
psychosozialer und rechtlicher Unterstützung gewährleisten;

8. legt den Mitgliedstaaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, nationale Rechtsvorschriften
zu erlassen und weitere wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels und der Schleusung
von Migranten zu treffen, in der Erkenntnis, dass di



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

743

Transit- und Zielländern verstärkt zusammenzuarbeiten und den Mitgliedstaaten bei ihren Anstrengungen
zum Aufbau diesbezüglicher Kapazitäten zu helfen;

10. ermutigt dazu, bei der Erarbeitung der Post-2015-Entwicklungsagenda der Frage von Migration
und Entwicklung gebührende Aufmerksamkeit zu widmen, unter anderem durch die Integration der Men-
schenrechtsperspektive und die durchgängige Berücksichtigung der Geschlechterperspektive, und

a) ersucht daher die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen, die internationalen Orga-
nisationen, die Zivilgesellschaft und alle maßgeblichen Interessenträger, insbesondere die Hohe Kommissa-
rin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, den Sonderberichterstatter des Menschenrechtsrats über die
Menschenrechte von Migranten und die Globale Gruppe für Migrationsfragen, dafür Sorge zu tragen, dass
der Dialog auf hoher Ebene über internationale Migration und Entwicklung, der während der achtund-
sechzigsten Tagung der Generalversammlung 2013 stattfinden wird, den Zusammenhang zwischen Migra-
tion und Entwicklung in ausgewogener und umfassender Weise analysiert, unter anderem unter Einbezie-
hung der Menschenrechtsperspektive;

b) anerkennt die Wichtigkeit der Beiträge der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte, des Vorsitzenden des Ausschusses für den Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ih-
rer Familienangehörigen und des Sonderberichterstatters über die Menschenrechte von Migranten sowie der
wichtigen Akteure auf dem Gebiet der Entwicklung zu den Erörterungen im Rahmen des Dialogs auf hoher
Ebene über internationale Migration und Entwicklung;

11. legt den Staaten, den zuständigen internationalen Organisationen, der Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der nichtstaatlichen Organisationen, und dem Privatsektor nahe, ihren Dialog fortzusetzen und zu
intensivieren, so auch durch ihre Teilnahme an dem 2013 stattfindenden Dialog auf hoher Ebene und anderen
einschlägigen internationalen Zusammenkünften, mit dem Ziel, die öffentlichen Maßnahmen zur Förderung
und Achtung der Menschenrechte, einschließlich der Menschenrechte von Migranten, zu stärken;

12. bittet den Vorsitzenden des Ausschusses, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten
Tagung unter dem Tagesordnungspunkt „Förderung und Schutz der Menschenrechte“ einen mündlichen Be-
richt über die Arbeit des Ausschusses vorzulegen und einen interaktiven Dialog mit ihr zu führen, um so die
Kommunikation zwischen der Versammlung und dem Ausschuss zu verbessern;

13. bittet den Sonderberichterstatter, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung
unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschenrechte“ seinen Bericht vorzulegen und einen interak-
tiven Dialog mit ihr zu führen;

14. nimmt Kenntnis von dem Bericht, den der Sonderberichterstatter der Generalversammlung auf ih-
rer siebenundsechzigsten Tagung gemäß Resolution 66/172 vorgelegt hat467;

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung einen
Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorz




